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Vertriebenenproblem und Umsiedlerpolitik in der SBZ/DDR

Die ab 1945 an Millionen Deutschen verübten Vertreibungsverbrechen waren nicht
voraussetzungslos.  Vielmehr schlug damals  eine „Explosion von Rache und Ge-
walttätigkeit nach dem von Hitler begonnenen Krieg“ und den damit verbundenen
Verbrechen auf die Deutschen im Osten zurück (Martin Broszat). Innerhalb Euro-
pas, wo zuvor und zugleich auch andere Volksgruppen vertrieben wurden, über-
traf das Ausmaß der Vertreibung von Deutschen alles bisher Dagewesene:
15 Millionen Menschen waren von dieser „ethnischen Säuberung“ betroffen, von
denen in den aufeinander folgenden Phasen der Flucht, Vertreibung und Zwangs-
umsiedlung bis 1950 zwölf Millionen Deutsche in das verkleinerte, besetzte und
geteilte  Deutschland gelangten.  Obgleich  diese  Vertreibung  direkt  und  indirekt
zahlreiche Todesopfer forderte,  wurde die Schwelle  zum zielgerichteten Völker-
mord – anders als bei den bis 1945 verübten deutschen NS-Verbrechen - nicht
überschritten.

Die  große  Mehrheit  der  1950  registrierten  zwölf  Millionen  Vertriebenen,  8,1
Millionen,  befand sich damals  in  der  Bundesrepublik  Deutschland,  ein  knappes
Drittel (4,1 Millionen) in der Deutschen Demokratischen Republik (DDR). Dort hatte
die  Zwangszuwanderung  die  größten  Veränderungen  bewirkt,  da  Vertriebene
1949 in der sowjetischen Besatzungszone (SBZ) und späteren DDR 24,1 Prozent
der Nachkriegsbevölkerung stellten, während ihr Anteil in Westdeutschland damals
nur 15,7 Prozent betrug. Innerhalb der DDR nahm das Land Sachsen-Anhalt mit
einer Million Menschen (1949) zunächst die meisten Vertriebenen auf; stammten
in der DDR über 70% der Vertriebenen aus den bisherigen deutschen Ostgebieten
jenseits von Oder und Neiße und weitere 20% aus der Tschechoslowakei, lag in
Sachsen-Anhalt der Anteil dieser „Sudetendeutschen“ bei einem überdurchschnitt-
lichen Drittel aller Vertriebenen. 

Regionale Unterschiede bei der Verteilung von Vertriebenen waren erheblich und
schwankten zwischen 43,3 Prozent  Vertriebenenanteil  in  Mecklenburg-Vorpom-
mern  und  17,2  Prozent  in  Sachsen.  Vertriebene  waren  überwiegend  in  wenig
besiedelten  und  wirtschaftsschwachen  ländlichen  Regionen  untergebracht
worden: Angesichts der traditionellen Abwehrhaltung bäuerlich geprägter Gesell-
schaften gegen „Ortsfremde“ ließen sich schwere Hindernisse für ihre soziale In-
tegration  erwarten.  Frühzeitig  machte  sich  jedoch  in  der  SBZ/DDR  ein  Ab-
wanderungstrend in Industrieregionen und größere Städte bemerkbar, den in den
1950er Jahren die schwerindustriellen Aufbauprojekte des SED-Regimes (zum Bei-
spiel  Stalinstadt/Eisenhüttenstadt)  gezielt  förderten.  Neben  dieser  Binnenwan-
derung wurde die Abwanderung in die Westzonen immer wichtiger. An dieser als
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„Republikflucht“ verunglimpften Migration,  die  zwischen 1949 und 1961 etwa
2,7 Millionen Menschen aus der DDR fliehen ließ, waren Vertriebene mit einem
Drittel überdurchschnittlich beteiligt.

Für viele Vertriebene folgte damals auf den Schock ihrer Vertreibung ein zweiter
Schock bei ihrer Ankunft – die tiefe Enttäuschung, unter deutschen Landsleuten
keine  solidarische  Aufnahme  zu  finden.  In  allen  Besatzungszonen  fühlten  sich
Vertriebene von den Alteingesessenen häufig materiell und kulturell diskriminiert.
Daraus resultierte eine „erschreckende und noch dazu erschreckend lange andau-
ernde Fremdheit von Flüchtlingen und Vertriebenen im eigenen Land“ (Ulrich Völk-
lein).  Staatliche  Integrationshilfen  waren  zweifellos  wichtig,  um  hier  gegenzu-
steuern, konnten jedoch die Fremdheit- und Demütigungserfahrungen zahlreicher
Betroffener weit weniger überwinden, als es sich die politisch Verantwortlichen in
beiden deutschen Staaten einzugestehen vermochten. Besonders krass klafften in-
dividuelle Erfahrungen und öffentliche Deutungen in der DDR auseinander, wo die
erfolgreiche  „Lösung des  Umsiedlerproblems“  vom SED-Regime  erstmals  schon
1948, erneut und endgültig dann 1952/53 proklamiert wurde. Um jede Erinnerung
an  Flucht  und  Vertreibung  zu  vermeiden,  durfte  ein  Betroffener  sich  in  der
SBZ/DDR schon seit Herbst 1945 nicht mehr als „Flüchtling“ oder „Vertriebener“
bezeichnen, sondern galt offiziell als „Umsiedler“, seit 1950 sogar als „ehemaliger
Umsiedler“ – und selbst diese beschönigenden Begriffe waren der SED-Politik bald
nicht  mehr  geheuer  und wurden öffentlich  ab Mitte  der  50er  Jahre  möglichst
vermieden.

Frühe Soforthilfen 

Anders als zahlreiche „Alteingesessene“ erkannten die politisch Verantwortlichen
im geteilten Deutschland immerhin die nationale Zugehörigkeit der Vertriebenen
und damit ihr Recht auf Gleichbehandlung an. Dies mündete früher oder später in
konkrete Hilfsprogramme. Die sozialpolitische Vertriebenenförderung erzielte unter
den  ungünstigen  Umständen  der  Nachkriegszeit  und  angesichts  der  umvertei-
lungsfeindlichen  Haltung der  einheimischen Bevölkerungsmehrheit  nur  sehr  be-
grenzte Wirkungen. Trotzdem wirkte die aktive und von den Besatzungsmächten
noch  verstärkte  Integrationsbereitschaft  der  Politik  in  beiden  deutschen  Nach-
kriegsstaaten  der  eher  integrationshemmenden  Haltung  der  einheimischen  Be-
völkerung entgegen. 

Anfangs rechnete auch die SED-Politik die Vertriebenen ausdrücklich „zu den am
meisten  Geschädigten“  und  leitete  daraus  einen  besonderen  Anspruch  dieser
„Umsiedler“ auf „alle mögliche[n]“ Integrationshilfen ab, wie der SED-Führer Paul
Merker 1947 in einer vom SED-Zentralsekretariat herausgegebenen Broschüre über
„die nächsten Schritte zur Lösung des Umsiedlerproblems“ programmatisch fest-
stellte. Später konkretisierte das SED-Regime seine Unterstützung mit dem 1950
verabschiedeten und bis 1953 durchgeführten „Gesetz zur weiteren Verbesserung
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der Lage der ehemaligen Umsiedler“, das zu Recht als DDR-Gegenstück des west-
deutschen Soforthilfegesetzes von 1949 gilt. 

Im deutsch-deutschen Vergleich fällt sogar ein zeitweiliger Vorsprung der SBZ bei
materiellen Soforthilfen auf. Schon im Herbst 1946 ordneten die Sowjets zonen-
weit eine einmalige „Umsiedlerunterstützung“ für arbeitsunfähige und bedürftige
Vertriebene an, die bis 1949 ausgezahlt wurde und – ihre Kostengrenze deutlich
übersteigend – am Ende über 400 Millionen Mark kostete, eine  allerdings über-
wiegend in alter Reichsmark-Währung ausbezahlte Summe. Bei dieser Einmalzah-
lung von 300 RM pro Erwachsenem und weiteren 100 RM für jedes Kind, die etwa
45 Prozent aller in der SBZ lebenden Vertriebenen erreichte, handelte es sich im
Grunde  um die  nachträgliche  Wiedergutmachung  vorheriger  Diskriminierung  –
denn eine  1946 von den Sowjets  gewährte  Teilauszahlung gesperrter  Spargut-
haben an „Kleinsparer“ galt nur für Konten bei Banken, die auf dem Gebiet der
SBZ lagen. Damit waren fast alle Vertriebenen ausgeschlossen; auch Renten- oder
Sozialfürsorgeleistungen für alte Vertriebene waren damals katastrophal. War da-
her die Frühzeitigkeit der sowjetzonalen Soforthilfe an sich lobenswert, so dämpfte
gerade diese Frühzeitigkeit wiederum ihre Wirksamkeit: Vor der Währungsreform
von 1948  stand eine  wertlose  Währung  geringen,  oft  minderwertigen  Waren-
angeboten gegenüber. Gleichwohl führten erst die infolge des 1952 verabschiede-
ten Lastenausgleichsgesetzes einsetzenden Zahlungen zu jenem eindeutigen Vor-
sprung der Bundesrepublik in der Vertriebenen-Sozialpolitik, den die DDR seither
weder einholen konnte noch wollte.

Eine zweite Form frühzeitiger Soforthilfe in der SBZ war die „Wohnraumpolitik“,
dabei wurde zwangsweise einheimischer Wohnraum umverteilt. Zwar blieb die Un-
terbringung der Vertriebenen auch in der SBZ/DDR längerfristig ein „Provisorium“,
und eine gerechte Aufteilung des Wohnraums zwischen Vertriebenen und Altein-
gesessenen konnte auch dort nicht erreicht werden. Doch gelang es bis 1947, 80
Prozent aller Vertriebenen als Untermieter in feste Wohnungen einzuweisen und
damit deren Lagerdasein zu beenden. Von 1947 bis 1949 wurde die Wohnfläche
für Vertriebene verdoppelt – bei anhaltenden Neuzugängen eine echte Leistung,
wenn auch die Qualität dieses Wohnraums meist schlecht war. Trotz all dieser Er-
folge hatten pro Kopf auch 1949 „die Umsiedler nur etwa die Hälfte des Wohn-
raumes der altansässigen Bevölkerung“ inne, wie das DDR-Innenministerium 1953
rückblickend  feststellte.  Die  wenig  leistungsfähige  DDR-Wohnungsbaupolitik
vermochte – anders als jene der Bundesrepublik – diesen Mangel nur äußerst lang-
sam zu beheben, dadurch blieben Vertriebene um so länger darauf angewiesen,
dass Wohnraum umverteilt wurde.
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Neubauernpolitik

Soziale Gerechtigkeit zwischen kriegsfolgengeschädigten und nicht geschädigten
Deutschen schien nach 1945 zunächst in allen Besatzungszonen nur über Umver-
teilung von Privatbesitz erreichbar zu sein. Dies war – in deutlich abgeschwächter
Form – auch das Prinzip des westdeutschen Lastenausgleichs. Dieses Prinzip rief
zwangsläufig  unter  den  von  Kriegsfolgeschäden  verschonten,  besitzenden  Be-
völkerungsschichten enorme Widerstände hervor, was die Umverteilungspolitik in
beiden deutschen Staaten beschränkte. Eine Ausnahme bot in der SBZ lediglich die
sogenannte „Bodenreform“ von 1945, die jedoch ganz andere Ziele verfolgte als
Vertriebenen Integrationshilfe zu bieten; immerhin gab sie durch entschädigungs-
lose  Enteignung fast  allen  Großgrundbesitzes  und durch  dessen überwiegende
Umverteilung an private Interessenten zwischen 1945 und 1950 auch etwa 91.000
Vertriebenen  die  Chance,  als  „Umsiedler-Neubauern“  einen  acht  Hektar  um-
fassenden „Neubauernhof“ und staatliche Subventionen zu erhalten. Dies waren
allerdings nur zwei Prozent aller Vertriebenen in der SBZ/DDR, Angehörige mitge-
rechnet  vielleicht  acht  Prozent  –  weshalb  die  Bodenreform  trotz  zählebiger
Legenden keineswegs als Kernstück der DDR-Integrationspolitik betrachtet werden
kann. Von größter Bedeutung für langfristige soziale Integration der Vertriebenen
war in der DDR nicht die Bodenreform, sondern der vor allem in den 1950er Jah-
ren erfolgte Einstieg vieler Vertriebener in die Arbeiter- und Angestelltenschaft des
industriellen Sektors sowie des ausufernden Verwaltungsbereichs im SED-Staat.

Wie die Bodenreform, so war auch die sowjetzonale „Neubauernpolitik“ keine rein
vertriebenenpolitische,  sondern  eine  allgemein  agrarpolitische  Maßnahme,  die
keine Unterschiede zwischen alteingesessenen und vertriebenen Neubauern mach-
te und gerade dadurch die strukturelle Benachteiligung Vertriebener verfestigte.
Staatliche Wirtschafts- und Baukredite für Neubauern berücksichtigten die beson-
dere Notlage vertriebener Landwirte nicht, obwohl diese häufig die schlechtesten
Böden erhalten hatten, oft ohne eigene Hofbauten wirtschaften mussten und ih-
nen Eigenkapital fehlte. Letzteres war jedoch – neben Kreditanteilen und freiwil-
ligen Sachleistungen der Bauherren oder Dritter – für die Durchführung des seit
1947  laufenden  „Neubauern-Bauprogramms“  unabdingbar.  Durch  den  –  auch
ideologisch motivierten – Abriss von Gutshäusern und Militäranlagen, um Bauma-
terial für Neubauern zu gewinnen, wurde sogar Wohnraum anderer (dort unterge-
brachter) Vertriebener vernichtet, während der Anteil Vertriebener am Neubauern-
Bauprogramm bis 1950 infolge der abschreckenden Kreditkonditionen eher nied-
rig war: Anhaltende Rückkehrhoffnungen mochten hier eine Rolle spielen. Hinzu
kam jedoch, dass die staatlichen Kredite stets nur einen Teil der Baukosten abdeck-
ten,  weshalb  zusätzlich  Eigenkapital  und Eigenbauleistungen  (nebst  kostenloser
Bauhilfen  durch  Dritte)  zu  erbringen  waren,  um einen  Neubauernhof  fertigzu-
stellen. Für Vertriebene ohne Ersparnisse stellten zudem selbst vergünstigte Staats-
kredite  eine  schwere  langfristige  Tilgungsbelastung  dar,  die  viele  abschreckte.
Schließlich wollten sich etliche Neubauern nicht für schematisch geplante, viel zu
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kleine und qualitativ oft haarsträubende Hofbauten in Schulden stürzen. Bis 1949
wurden 53.000 Wohnbauten errichtet, doch nur zwei von fünf Umsiedler-Neubau-
ern verfügten damals  über  eigene Wohngebäude,  und nur  einer  dieser  beiden
hatte  sie  durch das  Bauprogramm erhalten.  Erst  das  DDR-Umsiedlergesetz  von
1950 führte zu gezielter Vertriebenenförderung im Bauprogramm, doch just zur
selben Zeit wurden die Kreditsubventionen in die Schwerindustrie umgeleitet und
daher für jeden einzelnen Bauwilligen gekürzt. Die vertriebenenspezifischen Bau-
programme des Umsiedlergesetzes führten 1951/52 immerhin zur Errichtung eines
Viertels (23.000) aller zwischen 1945 und 1953 geschaffenen 95.000 Neubauern-
Wohngebäude.

Der von der SED gern betonte Unterschied der west-östlichen Bodenreformen lässt
sich jedoch nicht zum System-Gegensatz verallgemeinern. Denn dem Eindruck, in
der SBZ/DDR seien „Spielräume für eine umverteilende Vertriebenenpolitik größer
als in Westdeutschland“ gewesen, weil die dortigen Machthaber „wenig Respekt
vor bestehenden Eigentumsrechten“ gehabt hätten (Philipp Ther), lässt sich ent-
gegenhalten: Sowjets und SED enteigneten zwar fortwährend privates Eigentum,
doch  der  zweite  Schritt,  das  Enteignete  an  andere  Eigentümer  umzuverteilen,
wurde eben nicht  zur  Grundregel  kommunistischer  Politik.  Abgesehen von der
Bodenreform blieb enteignetes Privateigentum staatlich verwaltetes „Volkseigen-
tum“, statt in privates Kleineigentum aufgeteilt zu werden, und auch die 210.000
Neubauernhöfe  verschwanden  zwischen  1952  und  1960  in  den  (Zwangs-)
Kollektiven  der  Landwirtschaftlichen  Produktionsgenossenschaften  (LPG).  Schon
vor Gründung der DDR endete Umverteilungspolitik stets dort, wo sie die Bevölke-
rungsmehrheit gegen sich aufzubringen drohte: Daher scheiterte 1947 der gesetz-
liche  Versuch,  überschüssigen  Hausrat  Alteingesessener  an  Vertriebene  und
Bombengeschädigte umzuverteilen – nicht nur in der SBZ, sondern auch in den
Westzonen.  Darum zielte  das  DDR-Umsiedlergesetz  von  1950  überhaupt  nicht
mehr auf Umverteilung, sondern nur noch auf Kredithilfe zur Selbsthilfe. Es ge-
währte  weder  „sozialkaritative“  Unterstützungen  für  Alte  und  Arbeitsunfähige
noch Entschädigungen für vertreibungsbedingte Eigentumsverluste, sondern aus-
schließlich  Abgabenermäßigungen  und Kredite.  Das  besonders  breitenwirksame
Kreditangebot  für  die  Neuausstattung von Vertriebenenhaushalten  mit  Mobiliar
und Hausrat,  das  die  „Sesshaftwerdung“ in  der  „neuen Heimat“ DDR fördern
sollte und sich zunächst an alle Vertriebenen richtete, subventionierte durch nach-
trägliche  einschränkende  Änderungen  schließlich  700.000  mäßig  verdienende
Erwerbstätigenhaushalte,  während es  nicht  nur  Besserverdienende,  sondern vor
allem Rentner und Sozialfürsorgeempfänger tendenziell  ausschloss.  Alle  übrigen
Förderprogramme  richteten  sich  gezielt  auf  bestimmte  Gruppen  „werktätiger“
Vertriebener (Neubauern, Kleinhandwerker, Belegschaften Volkseigener Betriebe)
oder  auf  Jugendliche  in  der  Ausbildung;  diese  volkswirtschaftlich  wichtigen
Gruppen sollten  kurzfristige  Hilfen  zur  eigenverantwortlichen Integration  in  die
DDR-Arbeitsgesellschaft erhalten. Dadurch, dass arbeitsunfähige Vertriebene kaum
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noch berücksichtigt wurden, erscheint diese arbeitsgesellschaftliche Komponente
der DDR-Integrationspolitik sehr viel ausgeprägter und alternativloser als im west-
deutschen Konkurrenzmodell,  das ergänzend Versorgungs- und Entschädigungs-
elemente enthielt. 

Die frühe DDR war keine „Fürsorgediktatur“ (Konrad H. Jarausch), sondern vor
allem eine Arbeits- und Aufbaudiktatur. Vor diesem Hintergrund hatten sozialpoli-
tische  Hilfen  für  Vertriebene  keine  Zukunft:  Umsiedlerpolitik  wurde  Mitte  der
1950er Jahre eingestellt – zu einer Zeit, als in der Bundesrepublik Deutschland der
eigentliche Lastenausgleich erst einsetzte, um jahrzehntelang zu wirken. Sehr viel
eindeutiger als im Westen erfolgte daher in der DDR die individuelle Integration
von Vertriebenen unter den Bedingungen einer industriellen Leistungsgesellschaft.
Diese Leistungsgesellschaft war durch das Wertesystem einer totalitären Diktatur
zugleich  politisch  überformt  –  soziale  Teilhabe  und erst  recht  sozialer  Aufstieg
waren daher nur möglich, wenn Leistungsbereitschaft die politische Anpassung an
das SED-Regime einschloss.

Grenzpolitik und Repressionen

Umsiedlerpolitik  beschränkte sich in der SBZ/DDR jedoch nicht auf integrations-
fördernde  Sozialpolitik.  Hinzu  traten  als  zwei  weitere,  langfristig  wirksame
Elemente  Grenz-  und  Repressionspolitik.  Mit  dieser  Kombination  wollten  die
Machthaber in der SBZ/DDR den Betroffenen keinerlei Hoffnungen auf Rückkehr
mehr lassen, sondern einen alternativlosen Zwang zur Zukunft etablieren. 

Folgerichtig realisierte die SED-Führung die rasche und rückhaltlose Anerkennung
der östlichen deutschen Nachkriegsgrenzen schon 1950 mit dem Görlitzer Vertrag.
Dies stellte selbst für viele SED-Mitglieder eine schwierige Zumutung dar. Zugleich
mussten die Blockparteien sich anpassen, und die SED musste die breiten Bevölke-
rungsproteste gegen diesen „Verrat an deutschen Interessen“ dämpfen. Nicht zu-
letzt dazu diente das ebenfalls 1950 hastig verkündete „Umsiedlergesetz“. Die Po-
litik der Grenzanerkennung im Osten diente dabei in doppelter Hinsicht der Sys-
temstabilisierung:  außenpolitisch  im  Sinne  einer  „Normalisierung“  des  Verhält-
nisses zu den Nachbarn Polen und Tschechoslowakei, die primär auf überlebens-
wichtige Wirtschaftsbeziehungen, nur wenig effektiv auf Aussöhnung der Bevölke-
rungen zielte; innenpolitisch sollte die Grenzanerkennung die innere Integration
der  DDR-Gesellschaft  vorantreiben.  Unter  Zeithistorikern  kursiert  die  These,  die
frühzeitige Grenzanerkennung habe den Vertriebenen „die Eingliederung im Ver-
gleich zum Bundesgebiet insofern erleichtert“, als im SED-Staat „keine Rückkehr-
illusionen“ möglich gewesen seien (Wolfgang  Zank). Doch viele Vertriebene taten
sich mit dieser Zumutung schwer und ließen es die SED spüren. Ungerührt ver-
stärkte das „Neue Deutschland“ jedoch seine Berichterstattung über ehemalige
deutsche Gebiete als  neubesiedelte polnische Gebiete – nach dem Motto „Aus
Breslau wurde Wroclaw“.  Nachdem 1948 eine SED-Wirtschaftsdelegation unter
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Walter  Ulbricht  Polen  zwecks  „Anbahnung  gutnachbarlicher  Beziehungen“  be-
sucht  hatte,  bezeichnete die  SED-Führung  die  Oder-Neiße-Linie  als  „endgültige
Friedensgrenze“. Wer diese Grenze öffentlich in Frage stellte, konnte als Kriegs-
hetzer  strafrechtlich  verfolgt  werden.  Wer  weiterhin  Breslau  „Breslau“  nennen
wollte, wurde als unbelehrbarer und gefährlicher „Revanchist“ verdächtigt.

Zwar zeigt die Entstehung des Umsiedlergesetzes, dass repressive Politik nicht die
einzige Antwort der SED in Konflikten mit der eigenen Bevölkerung sein musste.
Dennoch siegte langfristig die Repression über die nur kurzfristig betriebene Sozial-
politik. Auch deshalb beteiligten sich rund 900.000 Vertriebene an der als „Repu-
blikflucht“  verunglimpften  Abwanderung  von 2,7  Millionen  Menschen  aus  der
DDR  in  die  Bundesrepublik,  bis  das  SED-Regime  diesem katastrophalen  demo-
graphischen  und  volkswirtschaftlichen  Verlust  mit  dem Mauerbau  vom August
1961 ein Ende setzte. Doch auch unter den in der DDR bleibenden Vertriebenen
konnten die SED-Sicherheitsorgane  trotz Bespitzelung und Repressionen ein be-
sonderes Gruppenbewußtsein nicht verhindern. Relativ machtlos waren zunächst
auch die Bemühungen, Vertriebenenorganisationen in der DDR zu unterdrücken.
Alle Besatzungsmächte hatten nach 1945 den Vertriebenen eigene Organisationen
verboten und sie stattdessen auf assimilationsfördernde, kontrollierte Partizipation
in den Lizenzparteien ihrer Zonen verwiesen. Doch als zwischen 1948 und 1950 im
Westen das Koalitionsverbot aufgehoben wurde, fürchteten Sowjets und SED, dass
sich die Vertriebenen in der SBZ/DDR mit nunmehr legalen Vertriebenenorganisa-
tionen in Westdeutschland vernetzen könnten. In der DDR lebende Vertriebene
erhoben  damals  in  den  Fragen  der  Ostgrenzen  und  des  Lastenausgleichs  For-
derungen, die mit der SED-Politik nicht mehr vereinbar waren. Die massive Re-
pressionspolitik der SED war daher erklärlich, aber noch lange nicht rundum er-
folgreich. Vor allem die institutionelle  Ersatzfunktion der Kirchen darf nicht un-
terschätzt werden: Besondere kirchliche Medien und Organisationsstrukturen für
Vertriebene blieben für die SED schwer zu kontrollieren. Noch 1989 resümierte ein
Bericht des Ministeriums für Staatssicherheit grimmig, nach 1945 sei „der Klerus
der  einzige potentielle  Hilfsapparat  des  geschlagenen deutschen Imperialismus“
gewesen, „der intakt blieb und der wegen seines besonderen Status in der Gesell-
schaft [...]  die besten Möglichkeiten hatte, die landsmannschaftlichen Organisa-
tionen gegen das Koalitionsverbot abzuschirmen“. Ebenso wenig gelang es dem
SED-Regime, eine frühzeitige „Zerschlagung der letzten Geheimtreffen von Ver-
triebenen“  (Philipp  Ther)  in  der  DDR  zu  erreichen.  Stattdessen  begingen  Ver-
triebene auch in der DDR im August 1950 den ersten „Tag der Heimat“, und zwi-
schen 1950 und 1953 war der Hallenser Zoo ein öffentlicher Treffpunkt größerer
landsmannschaftlicher Vertriebenentreffen, die zuletzt mehrere tausend Menschen
vereinten und im Frühjahr 1953 – kurz vor dem Volksaufstand vom 17. Juni  –
durch einen massiven Einsatz von Volkspolizei und Staatssicherheit gewaltsam un-
terbunden wurden.
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Die SED-Repressionspolitik stieß nicht zuletzt deshalb an Grenzen, weil die DDR bis
zum Mauerbau gar nicht über eindeutige Grenzen verfügte. Bis 1961 war es in der
DDR lebenden Vertriebenen möglich, heimlich Vertriebenentreffen im Westen zu
besuchen. Westdeutsche Vertriebenenzeitungen fanden ihren illegalen Weg in die
DDR.  Und  noch  nach  dem Mauerbau  durchkreuzten  westliche  Rundfunk-  und
Fernseheinflüsse die totalitären Ansprüche der Propaganda- und Repressionsappa-
rate der SED. Der Mauerbau definierte dann DDR-intern andere „Spielregeln“: Er
unterband bisherige Fluchtmöglichkeiten und unterbrach zahlreiche deutsch-deut-
sche Kommunikationsnetze. Längerfristig schwächte die SED-Führung auch die in-
stitutionelle Position der Kirchen in der DDR. Doch noch 1965 konnte ein DDR-Kir-
chenführer, der evangelische Landesbischof der Kirchenprovinz Sachsen, Jänicke,
in der Frage der infolge der „Ostdenkschrift“ der EKD damals heftig diskutierten
Haltung zur Oder-Neiße-Grenze kirchenöffentlich erklären, „die Frage nach dem
Recht  der  Heimat“ sei  „weder  völkerrechtlich  noch theologisch letztlich beant-
wortet“.  Im  selben  Jahr  ergab  eine  den  SED-Apparat  alarmierende  Meinungs-
umfrage, dass beträchtliche Teile der DDR-Bevölkerung (22 Prozent) das 1950 ver-
ordnete  „Abschreiben“  der  Heimatgebiete  der  Vertriebenen  noch  immer  nicht
nachvollzogen  hätten.  Erst  der  Generationswechsel  innerhalb  der  Vertriebenen
dürfte hier – ähnlich wie in Westdeutschland – um 1970 das Thema der Rückkehr
in  die  alte  Heimat  (die  ja  für  junge  Vertriebene  nach  über  zwei  Jahrzehnten
weniger als die neue Heimat DDR ihre eigentliche Heimat war) endgültig erledigt
haben.

Hauptziel Assimilation 

Zur selben Zeit beobachteten westdeutsche Forscher, dass die SED-typische Mi-
schung aus Aufstiegsangeboten und Assimilationszwängen zumindest  unter der
jüngeren  Vertriebenengeneration  seit  Mitte  der  1950er  Jahre  Erfolge  erzielte.
Dabei ging es der DDR-Politik um Integration im Sinne von rückhaltloser Assimilati-
on: Schule und Schulungen brachten den jungen Menschen bei, Vertreibung ge-
wissermaßen als Strafe für die NS-Verbrechen zu akzeptieren. „Umsiedler“ sollten
nur noch „Staatsbürger“ oder „Werktätige“ sein, wie alle anderen Bewohner der
DDR. 1950 wurden daher jene „Umsiedlergenossenschaften“ in Kleinindustrie und
Handwerk,  in  denen  sich  nach  1945  vertriebene  Facharbeiter  in  gemeinsamer
Selbsthilfe und mit staatlichen Subventionen organisiert hatten, auf Druck der SED
in reguläre Volkseigene Betriebe umgewandelt, deren Namen nicht mehr an ihre
Ursprünge  erinnern  durften.  Ein  Jahr  nach  diesem  Befehl  zur  Namensunter-
drückung konnte das DDR-Innenministerium im Herbst 1951 nur noch eine einzige
Umsiedlergenossenschaft ausfindig machen, die als solche über ihren Namen noch
erkennbar war: eine Genossenschaft in Alsleben, Sachsen-Anhalt.
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Die Wirkungen dieser Assimilationspolitik schätzten westdeutsche Soziologen sehr
unterschiedlich ein. Rechneten sie 1954 noch damit, dass sich ein Großteil der in
der DDR lebenden Vertriebenen der staatlichen Zumutung nach „Selbstaufgabe
ihrer geistigen und traditionellen Eigenständigkeit“ wenn nicht öffentlich, so doch
„innerlich“ widersetzte  und das  SED-Regime deshalb  ablehnte  (Peter-Heinz  Se-
raphim),  so erschienen zehn Jahre später dieselben Unterdrückungsmaßnahmen
plötzlich als Integrationsvorteil: Die effektive Verhinderung von Selbstorganisation
habe  Vertriebene  in  der  DDR „stärker  zur  Anpassung gezwungen [...]  als  ihre
Landsleute  in  Westdeutschland“,  dadurch  aber  auch  ihre  Selbstgettoisierung
verhindert. Gerade weil Vertriebene im SED-Staat keine „besondere Bevölkerungs-
gruppe [...] mit eigenen Rechten oder Möglichkeiten“ hätten sein dürfen, sei zwei
Jahrzehnte nach Kriegsende „mit einer weitgehend erfolgten Eingliederung der
Vertriebenen in Mitteldeutschland“ zu rechnen (Dietrich Storbeck).

Es wäre jedoch verzerrend, die Integrationsfortschritte in der DDR nur auf repressi-
ve Assimilationspolitik zurückzuführen. Hinzu trat der – ebenso in Westdeutsch-
land zu beobachtende – Trend zur Distanzierung jüngerer Vertriebener von der
Vertriebenenidentität ihrer Eltern, den die SED-Politik mit ihrer ideologischen Be-
gründung des Heimatverlusts durch die NS-Verbrechen noch gezielt  verschärfte.
Erst in den siebziger und achtziger Jahren, als diese junge Vertriebenengeneration
älter wurde und sich ihrer Vergangenheit zuwandte, konnte über „Umsiedler“ in
der  DDR  und  behutsam sogar  über  Vertreibung  wieder  öffentlich  gesprochen
werden.  Noch  wichtiger  für  die  Assimilation  in  der  DDR erscheint  drittens  die
große Aufbau- und Aufstiegsdynamik der frühen DDR-Gesellschaft, die bis in die
1960er  Jahre  hinein  durch  Wirtschaftswachstum,  aber  auch  durch  gewaltsame
Verdrängung bisheriger sozialer Eliten erzeugt wurde. Diese Dynamik eines revolu-
tionären  „Sogs  nach  oben“ (Peter  Graf  Kielmannsegg)  war  für  die  Beherrsch-
barkeit des Vertriebenenproblems im SED-Staat viel wichtiger als sozialpolitische
Förderung,  aber  auch als  polizeistaatliche  Repression.  Allerdings  stieß  diese  in-
tegrative Dynamik an Grenzen: Zwischen DDR-Gründung und Mauerbau verließen
900.000 Vertriebene – darunter viele gut ausgebildete junge Menschen, die sich
davon offenbar nicht genügend angesprochen fühlten – den SED-Staat für immer.
Und auch unter den etwa drei Millionen dauerhaft in der DDR lebenden „ehema-
ligen Umsiedlern“ gab es neben den sozialen Aufsteigern etliche, die soziale Rand-
figuren blieben. Zugleich aber hat jene diktatorisch geprägte Aufbau- und Auf-
steigergesellschaft  zu ihren sozialistischen Bedingungen vielen Vertriebenen tat-
sächlich eine „neue Heimat“ geboten. Über Zwang und Selbstzwang, eine Identi-
tät als erfolgreich integrierter Bürger statt als vergewaltigter Vertriebener aufzu-
bauen,  gaben sich die  jüngeren Angehörigen der  Erlebnisgenerationen erst  all-
mählich, gegen Ende ihres Lebens, Rechenschaft. Signal solcher Selbstbefragung
und erneuten Erinnerung waren die  Verkaufserfolge  von Romanen wie  Christa
Wolfs „Kindheitsmuster“ von 1976 oder Ursula Höntschs „Wir Flüchtlingskinder“
von 1985 - wo auch der verpönte Flüchtlingsbegriff wieder ausgesprochen werden
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konnte. In  diesem Bemühen um späte Erinnerung flossen die unterschiedlichen
Prägungen  und  Erfahrungen  von  Vertriebenen  in  West  und  Ost  kurz  vor  der
Wiedervereinigung in bemerkenswerter Weise wieder zusammen. Sowohl Gemein-
samkeiten als auch wichtige Unterschiede in den jeweiligen politischen und gesell-
schaftlichen Prägungen durch vier Jahrzehnte Teilung beeinflussen seit 1990 viel-
fältig auch Gegenwart und Zukunft des wiedervereinigten Deutschland–  sei es im
Hinblick auf die Gültigkeit der „Bodenreform“, auf die Anerkennung der Oder-
Neiße-Grenze, auf den erinnerungspolitischen Zusammenhang zwischen NS-Ver-
brechen und Vertreibung oder auf den Umgang mit den osteuropäischen Nach-
barn und deren oft anders gearteter Sicht auf die Vertreibung der Deutschen.
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